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Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen,

hohe Wellen verursachen manche Personalentscheidungen 
im politischen Umfeld. 

Nachdem die Europawahlen zu dem bekannten Ergebnis 
geführt haben, begann in Brüssel eine Debatte zwischen 
dem Europäischen Parlament und den Staats- und Regie-
rungschefs um die Frage der Verteilung öffentlicher Ämter 
in europäischen Einrichtungen. Der Ausgang ist bekannt. 
Erstmalig wird die Position des Kommissionschefs mit einer 
Frau und dazu einer deutschen Politikerin, Ursula von der 
Leyen, besetzt. In Ihrer Bewerbungsrede vor dem Europäi-
schen Parlament hat sie einen arbeitspolitischen Akzent 
gesetzt, indem Sie davon sprach, dass nach ihrer Vorstel-
lung Arbeitnehmende in Europa von ihrem Einkommen 
 leben können müssen. Wer will da widersprechen.

Dass diese Personalie die Regierungskoalition in Deutsch-
land belasten oder gar in ihrer Existenz gefährden könnte, 
davon konnte nicht ausgegangen werden und war zumin-
dest überraschend. Nicht nur im Hinblick auf die bevorste-
henden Landtagswahlen bleibt zu hoffen, dass dieser Dis-
kussionsprozess nicht zu noch mehr Politikverdrossenheit 
auch der Kolleginnen und Kollegen der Bundesverwaltung 
führt.

Für die Bundesverwaltung fordern wir regelmäßig Trans-
parenz und Nachvollziehbarkeit bei Entscheidungen und 
Veränderungen ein. Die Entwicklung im Bereich der IT-Kon-
solidierung trägt augenblicklich jedenfalls nicht dazu bei, 
dass das auch vom vbob unterstützte Ziel einer Digitalen 
Bundesverwaltung in greifbare Nähe rückt. Auch zu diesem 
Thema werden wir weitere Gespräche mit der Bundesre-
gierung führen.

Wie Sie Vorgängerausgaben dieses Magazins entnehmen 
konnten, hat sich unsere Bundesvorsitzende Rita Berning in 
wiederholten Stellungnahmen und Anhörungen dafür ver-

wendet, dass das Besoldungsstrukturmodernisierungsge-
setz auch für die Beschäftigten der Inneren Verwaltung 
Verbesserungen enthalten soll. Bekanntermaßen hat die-
ses Engagement auf Ebene der Bundesregierung bislang 
nicht gefruchtet, der Bundesinnenminister hat sogar be-
reits vorgesehene Verbesserungen im letzten Moment vor 
dem Kabinettsbeschluss wieder herausgenommen. Im Ma-
gazin finden Sie einen Bericht über ein Gespräch unserer 
Bundesvorsitzenden mit dem Fraktionschef der CDU/CSU-
Fraktion, Ralph Brinkhaus, in dem unter anderem die Vor-
stellungen des vbob zum Gesetz und unsere Erwartungen 
für die parlamentarische Behandlung des Gesetzentwurfes 
ausgetauscht wurden. Auch die Frage der Attraktivität der 
Beschäftigungsbedingungen in der Bundesverwaltung war 
Thema. Wir bleiben für Sie am Ball!

Wenn sich eine Behörde mit unruhigem Fahrwasser, stür-
mischen (Ge-)Zeiten, schlingernden Schiffen und „Flagge 
zeigen“ auskennt, dann ist es das Bundesamt für Seeschiff-
fahrt und Hydrographie. Deshalb freue ich mich, dass wir in 
dieser Ausgabe die Behörde einmal näher vorstellen können. 

Die Wogen glätten – das können auch die Mitarbeitenden 
des BSH nicht immer garantieren. Die kompetente Bera-
tung zum Beispiel über den Zustand der Nord- und Ostsee, 
sowie Aussagen, wie den Gefahren durch Umwelteinflüsse 
begegnet werden kann, das wird durch die Kolleginnen und 
Kollegen aus Hamburg und Rostock geleistet. Freuen Sie 
sich darauf, die Behörde im Leitartikel dieser Ausgabe nä-
her kennenzulernen.

Das erste Jahr der Amtszeit unserer Gremien ist um. Die 
neue Bundesleitung hat in diesem Jahr bereits eine Vielzahl 
von Themen aus den Anträgen des Bundesvertretertages 
angestoßen, gemeinsam mit den Mitgliedern des Bundes-
vorstandes und des Bundeshauptvorstandes weiterentwi-
ckelt und darüber auch im Mitgliedermagazin berichtet. 
Die eingerichtete Arbeitsgruppe zum Datenschutz im vbob 
arbeitet auf Hochtouren die auch aus den Fachgruppen 
vorgetragenen Fragestellungen ab. Die Vorbereitungen auf 
die im nächsten Jahr stattfindenden Wahlen der Personal-
vertretungen binden die Mitglieder der Arbeitsgruppe Per-
sonalratswahlen und beschäftigen regelmäßig den Bun-
desvorstand. Ich bin gespannt auf die Ergebnisse.

Ich wünsche Ihnen viel Freude bei der Lektüre dieser Ausga-
be unseres Mitgliedermagazins. 

Ihnen und Ihren Familien eine schöne Sommerzeit und hof-
fentlich ausreichend Gelegenheit zur Entspannung und Er-
holung im Jahresurlaub!

Mit freundlichen Grüßen

Ihr  
 

Frank Gehlen 
stellvertretender Bundesvorsitzender

3

vb
ob

 G
ew

er
ks

ch
af

t B
un

de
sb

es
ch

äf
ti

gt
e

vbob Gewerkschaft Bundesbeschäftigte

> vbob Magazin | Juli/August 2019



 < Impressum
Herausgeber des vbob Magazins: Bundesvorstand vbob Gewerkschaft Bundesbeschäftigte. Drei-
zehnmorgenweg 36, 53175 Bonn. Telefon: 0228.9579653. Telefax: 0228.9579654. E-Mail: vbob@
vbob.de. Internet: www.vbob.de. Hauptstadtbüro Berlin. Friedrichstraße 169, 10117 Berlin. Telefon: 
030.40816900. Telefax: 030.40816930. E-Mail: vbob.berlin@dbb.de. Bundesvorsitzende: Rita Ber-
ning. Redaktion: Anne-Katrin Hoffmann, Fried rich straße 169, 10117 Berlin. Telefon: 030.40816900. 
Telefax: 030.40816930. Fotos: vbob,  Fotolia. Titelbild: © Claudia Thomsen (BSH).

Herausgeber der dbb Seiten: Bundesleitung des dbb beamtenbund und tarifunion – Bund der Ge-
werkschaften des öffentlichen Dienstes und des privaten Dienstleistungssektors – Friedrichstraße 
169, 10117 Berlin. Telefon: 030.4081-40. Telefax: 030.4081-5598. Internet: www.dbb.de. Leitende 
Redakteurin: Christine Bonath (cri). Redaktion: Jan Brenner (br). Fotos: MEV und Fotolia. Bezugsbe-
dingungen: Das vbob Magazin erscheint zehnmal im Jahr und wird allen vbob Mitgliedern im Rah-
men der Mit glied schaft gegen Beitrag geliefert. Nichtmitglieder bestellen in Textform beim dbb 
verlag. Inlandsbezugspreis: Jahresabonnement 36,00  Euro zzgl. 6,00  Euro Versandkosten, inkl. 
MwSt.; Mindestlaufzeit 1 Jahr. Einzelheft 4,00 Euro zzgl. 1,30 Euro Versandkosten, inkl. MwSt. Abon-
nementkündigungen müssen bis zum 1. Dezember in Textform beim dbb verlag eingegangen sein, 
ansonsten verlängert sich der Bezug um ein weiteres Kalenderjahr. Verlag: dbb verlag gmbh. Inter-
net: www.dbbverlag.de. E-Mail: kontakt@dbbverlag.de. Verlagsort und Bestell anschrift: Friedrich-
straße 165, 10117 Berlin. Telefon: 030.7261917-0. Telefax: 030.7261917-40. Layout: Dominik Allartz. 
Anzeigen: dbb verlag gmbh, Mediacenter, Dechenstraße 15 a, 40878 Ratingen. Telefon: 02102.74023-0. 
Telefax: 02102.74023-99. E-Mail: mediacenter@dbbverlag.de. Anzeigenleitung: Petra Opitz-Hannen, 
Telefon: 02102.74023-715. Anzeigenverkauf: Christiane Polk, Telefon: 02102.74023-714. Anzeigen-
disposition: Britta Urbanski, Telefon: 02102.74023-712. Preisliste 60 (dbb magazin) und Preisliste 39 
(vbob Magazin), gültig ab 1.10.2018. Druck auflage dbb magazin: 589 000 (IVW 1/2019). Anzeigen-
schluss: 6 Wochen vor Erscheinen. Herstellung: L.N. Schaff rath GmbH & Co. KG DruckMedien, Markt-
weg 42–50, 47608 Geldern. ISSN 1437-997X

 < Inhalt

 < dbb

< Meseberger Gespräch:  
Erwartungen beim KI-Einsatz nicht zu hoch schrauben 13

< 4. dbb forum ÖFFENTLICHER DIENST:  
Digitalisierungseuphorie oder KI-Wahnsinn? 14

< reportage –  
Kernfusionsforschung in Greifswald: Der Sonne so nah 18

< drei fragen an … 
… Dr. Heinz Riesenhuber,  Bundesminister  
für Forschung und Technologie a. D. 21

< dbb akademie 22
< blickpunkt – Befristungen eindämmen: 

Der Staat ist kein gutes Beispiel 24
< nachgefragt bei … 

… Sven Giegold, Mitglied der  
Grünen/EFA-Fraktion im  Europaparlament 27

< dbb jugend 28
< dbb bundesfrauenvertretung –  

Frauenpolitische Fachtagung 2019 30
< senioren – Mehr Sicherheit im Online-Banking 34
< interview – Anja Karliczek, Bundesministerin  

für Bildung und Forschung 40
< europa – Neues EU-Förderprogramm für   

Forschung und Innovation 42
< online 44

 < Das BSH – die zentrale maritime Behörde 4

 < Zu Besuch bei der Fachgruppe BSH in Hamburg 8
 < Im Dialog mit …  

… Michael Niemeier, Vizepräsident des Bundesamtes  
für Verfassungsschutz (BfV) 8

 < Pensionärstreffen 9
 < Kommentierte Pressestimmen 10
 < Verwaltung braucht attraktive Arbeitsplätze! 11
 < Aus den Fachgruppen 

Besuch im Bundesamt für Kartographie und Geodäsie 12
 < Versorgungssicherheit für Mitarbeiter  

des Bundesnachrichtendienstes 12

Das BSH –  
die zentrale 
maritime Behörde
Das Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydro-
graphie (BSH) ist die zentrale maritime Behör-
de in Deutschland und zuständig für die um-
fassenden Belange der Schifffahrt. Das BSH 
hat dabei sowohl den Schutz der Meere vor 
Schädigungen im Blick, die aus der Meeres-
nutzung resultieren können, sowie das 
 gesamtgesellschaftliche Interesse. Der Zu-
ständigkeitsbereich des BSH umfasst die 
 ausschließliche Wirtschaftszone (AWZ) von 
Nord- und Ostsee, die sogenannte 200-See-
meilen-Zone außerhalb des Küstenmeeres. 
Die wesentlichen Rechtsgrundlagen für seine 
Aufgaben bilden das Seeaufgabengesetz, das 
Seeanlagengesetz und das Windenergie-auf-
See-Gesetz sowie das Raumordnungsgesetz. 

 < Menschen im BSH

An den Dienstsitzen in Ham-
burg und Rostock arbeiten 
rund 900 Menschen in knapp 
100 unterschiedlichen Berufen 
in Bereichen der Kartografie, 
Nautik, Ozeanografie, Meeres-
chemie, Meeresbiologie, Phy-
sik, Geologie, Ingenieurswesen, 
Jura, Volkswirtschaft, Informa-
tionstechnologie, Bibliotheks-

wesen und der Verwaltung. 
Für seine Aufgaben in der See-
vermessung, der Wracksuche, 
der Überwachung des Meeres-
zustandes und der Prüfung von 
Kommunikations- und Naviga-
tionsausrüstungen im Echt-
betrieb betreibt das BSH eine 
Flotte von fünf Schiffen mit 
 circa 100 Frauen und Männern 
an Besatzungen. Neben See-
leuten sind auch Taucher und 
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Servicepersonal wie Köche und 
Stewardessen und Stewards 
dort beschäftigt. Viele Besat-
zungsmitglieder verfügen so-
wohl in der Nautik als auch in 
der Vermessung über eine be-
rufliche Qualifizierung. Das ist 
eine weltweit einmalige Dop-
pelausbildung, die es gestat-
tet, fachliche Aufgaben durch 
das Bordpersonal ausführen zu 
lassen.

 < International vernetzt  
& präsent 

Das BSH ist in mehr als zwölf 
internationalen Organisatio-
nen tätig sowie in etwa 200 
dort angesiedelten Gremien 
vertreten und wirkt somit auf 
die internationalen Vereinba-
rungen und Übereinkommen 
unmittelbar ein. Auf internati-
onalem Terrain werden die An-

forderungen an die Sicherheit 
in der Seeschifffahrt ausge-
staltet und Standards für den 
Schutz der Meere und die ma-
ritime Raumordnung festge-
legt. Sie definieren die Regeln 
für nautische Veröffentlichun-
gen wie Seekarten und für die 
Kommunikation zwischen den 
Schiffen. Auch die im BSH an-
gesiedelten Warndienste, wie 
zum Beispiel der Eisdienst, ar-

beiten international. Darüber 
hinaus kooperiert das BSH mit 
zahlreichen Behörden, Verbän-
den und Umweltorganisatio-
nen in Deutschland und im 
Ausland, die sich mit mariti-
men Themen beschäftigen. 
Das wissenschaftliche Netz-
werk umfasst Einrichtungen 
der Grundlagenforschung wie 
nationale und internationale 
Hochschulen und außeruniver-
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sitäre Forschungseinrichtungen 
ebenso wie Unternehmen oder 
andere Ressortforschungsein-
richtungen. Mit ihnen pflegt 
das BSH als Ressortforschungs-
einrichtung des Bundesminis-
teriums für Verkehr und digita-
le Infrastruktur (BMVI) einen 
regelmäßigen Austausch von 
Wissen und Informationen. 

Die Aufgaben des BSH für die 
Seeschifffahrt sind breit gefä-
chert. Als Teil der deutschen 
Flaggenstaatverwaltung ge-
nehmigt es Ein- und Ausflag-
gungen von Schiffen und be-
wirtschaftet die Mittel, die die 
Bundesregierung zur Schiff-
fahrtsförderung bereitstellt. 
Gemeinsam mit der Dienststel-
le Schiffssicherheit betreibt es 
für Seeleute, Reedereien und 
alle anderen Interessierten das 
Portal www.deutsche-flagge.de 
als zentrales Internetportal für 
Fragen rund um den Flaggen-
staat Deutschland. 

 < Vermessung und 
 Wracksuche

Für die Vermessung der Wasser-
tiefen und die Untersuchung 
von Unterwasserhindernissen 
wie Wracks, Gesteinsblöcken 
oder Ähnlichem legen die BSH-
Schiffe jährlich circa 12 000 km 
mit Tiefenlotungen auf der 
rund 57 000 km2 großen Was-
serfläche des deutschen An-
teils von Nord- und Ostsee  
zurück. Auf diesem Wege er-
mittelte Informationen nutzt 
das BSH für amtliche Seekar-
ten in Papierform und für elek-
tronische Seekarten. Die 
 umfassen die deutschen Ho-
heitsgewässer und die deut-
sche Ausschließliche Wirt-
schaftszone (AWZ). 

Rund 2 500 bekannte Wracks 
liegen auf dem Meeresgrund 
der deutschen AWZ von Nord- 
und Ostsee. 30 bis 35 neue 
Wracks finden die Besatzungen 
der Schiffe des BSH jährlich. 
Neufunde und Veränderungen 
der Lage oder der Ausrichtung 
bekannter Wracks werden in 
die Seekarten eingetragen. 
Kann ein Wrack die Sicherheit 
der Schifffahrt gefährden, wird 
es als gefährliches Hindernis 
gekennzeichnet. 

 < Sicherheit auf dem Meer 

Die Beauftragung, Koordinie-
rung und Durchführung von 
technischen Untersuchungen 
zur Förderung der Sicherheit in 
der Seeschifffahrt ist ein wei-
terer Aufgabenbereich des BSH 
sowie die naturwissenschaftli-
che und nautisch-technische 
Forschung. Hier nimmt die Ent-
wicklung elektronischer See-
kartendarstellungs- und -infor-
mationssysteme (ECDIS) 
genauso ihren Ausgang wie die 
Idee zu einem Entwurf eines 
Schiffsdatenschreibers (VDR) 
oder des automatischen 
Schiffsidentifikationssystems 

(AIS). In Laboren und Simulati-
onsumgebungen für die tech-
nische Ausrüstung auf Schiffen 
und Offshore-Windenergiean-
lagen arbeiten Wissenschaftle-
rinnen und Wissenschaftler an 
der Verbesserung der Sicher-
heit der Seeschifffahrt. Die zu-
nehmende Digitalisierung und 
Datenflut erfordert es, die Ko-
ordination von Menschen und 
Maschinen immer besser zu 
organisieren. 

Das BSH erstellt mit dem Was-
serstandsvorhersagedienst für 
Nord- und Ostsee und dem Eis-
dienst Wasserstands- und 
Sturmflutvorhersagen. Zudem 
liefern ozeanografische Dienst-
leistungen wichtige Grundla-
gen für die operationellen Vor-
hersagemodelle des BSH, mit 
denen beispielsweise Wasser-
stände bis zu einer Woche im 
voraus berechnet werden kön-
nen. Dies ist eine Dienstleis-
tung, die für Schifffahrt und 
Küstenbewohner gleicherma-
ßen wichtig ist. 

Um den Zustand von Nord- 
und Ostsee zu überwachen 
und um zu prüfen, ob interna-

tionale Übereinkommen zum 
Schutz der Meere in Nord- und 
Ostsee greifen, misst das BSH 
regelmäßig physikalische und 
chemische Zustandsparameter 
und Komponenten in der Was-
sersäule und dem Sediment. 
Neben der schiffsgestützten 
Datenerhebung im Rahmen 
von Monitoringfahrten nutzt 
es dafür zum Beispiel das Mari-
ne Umweltmessnetz des BSH 
in Nord- und Ostsee (MARNET). 
Mithilfe der Ergebnisse können 
die Fachleute des BSH den ak-
tuellen Zustand von Nord- und 
Ostsee beurteilen und Progno-
sen für die weitere Entwick-
lung abgeben. Aus ihnen lässt 
sich ein möglicher neuer Rege-
lungsbedarf für schädliche 
Stoffe erkennen. Die Daten ste-
hen in den Datenbanken des 
BSH der interessierten Öffent-
lichkeit und für weitere wis-
senschaftliche Auswertungen 
zur Verfügung. 

 < Offshore-Windenergie

Das BSH ist seit 1997 zuständig 
für die Prüfung, Zulassung und 
Überwachung von Windener-
gieanlagen und Bauwerken in 

 < Vermessungsboot der Deneb
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der deutschen ausschließlichen 
Wirtschaftszone (AWZ) in 
Nord- und Ostsee. Zu den Auf-
gaben gehört auch die Aufstel-
lung der maritimen Raumord-
nungspläne mit dem Ziel einer 
nachhaltigen Entwicklung auf 
dem Meer. Das BSH entwickelt 
außerdem den Flächenent-
wicklungsplan (FEP) mit Festle-
gungen für Offshore-Wind-
energieanlagen und führt 
Voruntersuchungen für die 
auszuschreibenden Windpark-
flächen durch. Über 1 000 
Windenergieanlagen drehen 
sich inzwischen in Nord- und 
Ostsee, rund 35 km von der 
Küste entfernt, gegründet in 
40 m tiefem Wasser. Im inter-
nationalen Vergleich ist 
Deutschland damit Vorreiter, 
vor allem hinsichtlich der Ent-
fernungen und Meerestiefen, 
in denen Windparks errichtet 
werden. 

 < Daten für alle

Das BSH erhebt in seinen um-
fangreichen Arbeitsbereichen 
zahlreiche Daten, die es der 
Öffentlichkeit und anderen 
Nutzern, wie beispielsweise 
Forschungseinrichtungen, zur 
Verfügung stellt. Die Menge 
an digitalen Daten wächst 
durch das schiffsgestützte 
Monitoring, durch Messungen 
des Marinen Umweltmess-
netztes MARNET oder des in-
ternationalen ARGO-Pro-
gramms. Viele dieser Daten, 
die in kostenintensiven 
Schiffsexpeditionen, Satelli-
tenmissionen oder mit breit 
vernetzen Messnetzen erho-
ben werden, sind einzigartig. 
Sie spielen für die Grundla-
genforschung eine wichtige 
Rolle. Daher stellt das BSH sei-
ne Daten, die zum Teil inzwi-
schen Datenreihen bilden, die 

bis in das 19. Jahrhundert zu-
rückreichen, in digitalisierter 
Form zur Verfügung. Daten-
banken mit ozeanografischen 
und chemischen Daten, mit 
Daten für Vorhersagemodelle 
für die Wasserstände und für 
Driftberechnungen, für die 
Erstellung digitaler Seekarten, 
aber auch zahlreiche Daten-
banken mit Fachinformatio-
nen und Fachanwendungen 
sind rund um die Uhr in Be-
trieb. Alle Dienste und Pro-
dukte basieren auf Daten, die 
das BSH erhoben, bereinigt 
und in die unterschiedlichsten 
Datenbanken eingespeist hat. 
Dort werden sie langfristig 
gespeichert und gepflegt. 
Ebenso wird mit Daten ver-
fahren, deren Erhebung das 
BSH in Auftrag gegeben hat, 
oder die ihm als nationalem 
Datenzentrum zur Verfügung 
gestellt werden. Eine beson-
dere Herausforderung ist die 
Nutzung und Kombination 
von Daten unterschiedlicher 
Anwendungssysteme. Durch 
eine Analyse aller vorliegen-
den Daten können neue Ge-
setzmäßigkeiten in maritimen 
Entwicklungen oder fehler-
hafte Messungen ermittelt 
werden. Um die Fachabteilun-
gen von sogenannten Quer-
schnittsaufgaben zu entlas-
ten, führt das BSH Bereiche 
wie Personalmanagement, 
Organisation, IT, Haushalt, 
Controlling, interne Revision 
und andere Verwaltungsauf-
gaben wie die Koordination 

der Arbeit des BSH in den Gre-
mien und internationalen Or-
ganisationen oder die Presse- 
und Öffentlichkeitsarbeit als 
zentrale Aufgaben. Wesentli-
che Maßnahmen zur Steue-
rung der Behörde werden in 
diesen Bereichen entwickelt, 
implementiert und inhaltlich 
begleitet. Eine enge Zusam-
menarbeit mit den Fachabtei-
lungen ist dabei selbstver-
ständlich. 

Das BSH unterhält die zentra-
le maritime Fachbibliothek 
der Bundesrepublik Deutsch-
land. Eine in dieser Form ein-
zigartige Sammlung mariti-
mer Literatur mit rund 
170 000 Medieneinheiten. 
50 000 Seekarten stehen in 
der Bibliothek zur Verfügung, 
mit den besonderen Sammel-
schwerpunkten „Physikali-
sche Ozeanographie“ und 
„Seekarten“. Neben historisch 
bemerkenswerten Atlanten 
gibt es auch eine weltweit 
einmalige historisch-wissen-
schaftliche Sammlung von 
Flaschenpost-Briefen. Sie in-
formiert über die Entwick-
lung der Navigation und über 
die Methoden, die zur Unter-
suchung von Meeresströ-
mungen Ende des 19. bis weit 
in das 20. Jahrhundert ange-
wandt wurden. 

Das nationale Seekartenarchiv 
befindet sich in Rostock. 

 Pressestelle des BSH
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Zu Besuch bei der Fachgruppe BSH in Hamburg
Das BSH, gegründet im Jahr 1868 als Norddeut-
sche Seewarte, konnte im letzten Jahr sein 
150-jähriges Jubiläum feiern. Bereits aus dieser 
Historie leitet sich das sehr umfangreiche und 
vielfältige Aufgabenspektrum der Bundesober- 
behörde im Geschäftsbereich des BMVI ab. Das 
zeigt sich unter anderem auch dadurch, dass aktu-
ell im BSH mehr als 100 unterschiedliche Berufe 
vertreten sind. Diese reichen von Nautikern,  
Tauchern, Seevermessungstechnikern, Wissen-
schaftlern unterschiedlichster, meist naturwissen-
schaftlicher Fachrichtungen, Laboranten bis hin zu 
Feinwerkmechanikern, Verwaltungsfachwirten 
u. v. m. Die Arbeiten verteilen sich auf zwei Stand-
orte (Hamburg und Rostock), fünf Schiffe, das da-
zugehörende Schiffslager in Wedel/Holstein, das 
Kompasslabor und ein chemisches Labor.

Im Gegensatz zur langjährigen 
Historie des BSH besteht die 
Fachgruppe 58 erst seit circa 
25 Jahren und versucht in ih-
rer Gewerkschaftsarbeit die 
Bedürfnisse aller im BSH ver-
tretenen Berufsgruppen abzu-
decken. Gleichzeitig betreut 
die Fachgruppe ebenfalls zahl-
reiche Mitglieder aus der 
 Wasser- und Schifffahrtsver-
waltung des Bundes in Nord-
deutschland. Aktuell stellt die 
Fachgruppe den Vorsitzenden 

des örtlichen Personalrates, 
der auch Sprecher der Tarif-
beschäftigten ist, sowie beide 
Beamtensprecher sowohl im 
örtlichen Personalrat als auch 
im Gesamtpersonalrat des 
BSH.

Der Vorsitzende der Fachgrup-
pe, Carsten Brügmann, nutzte 
damit in seiner derzeitigen 
Funktion als Vorsitzender des 
örtlichen Personalrates die Ge-
legenheit, die Bundesvorsit-

zende des vbob, Rita Berning, 
zur Personalversammlung am 
24. Juni 2019 nach Hamburg 
einzuladen.

Hauptthemen der Personal-
versammlung waren

 > die Personalentwicklung, 
hier besonders die Fort- und 
Weiterbildung der Beschäf-
tigten im BSH,

 > die Digitalisierung und die 
dadurch bedingten Auswir-
kungen auf die Arbeitsplätze 
und 

 > die beabsichtigten Verände-
rungen der Beurteilungs-
richtlinie im Geschäftsbe-
reich des BMVI.

Nach der Personalversamm-
lung hatte die Bundesvorsit-
zenden und der Vorstand der 
Fachgruppe Gelegenheit, zu 
einem ausführlichen Ge-
spräch mit der Dienststellen-
leiterin Frau Dr. Kammann-
Klippstein. In diesem 
Gespräch wurden die Mög-
lichkeiten diskutiert, wie der 
vbob Fachbehörden mit so 
einem umfangreichen Auf-
gabenspektrum bei ihren 
Anmeldungen von Stellen 
für zusätzliche gesetzlich 
vorgeschriebene Aufgaben 
unterstützen kann.

Dr. Marion Heinrich, 
Carsten Brügmann

 < Carsten Brügmann, FG-Vorsitzender und Personalratsvorsitzender, Rita 
Berning, Dr. Karin Kammann-Klippstein, Präsidentin des BSH, Dr. Kai 
Trümpler, Stellvertretender FG-Vorsitzender und Dr. Marion Heinrich, 
Schatzmeisterin der Fachgruppe (von links) nahmen an dem Gespräch teil.
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Im Dialog mit … 

… Michael Niemeier, Vizepräsident des 
Bundesamtes für Verfassungsschutz (BfV) 
Das Bundesamt für Verfassungsschutz (BfV) hat seit dem 21. Januar 2019 
zwei neue Vizepräsidenten. Einer ist Michael Niemeier.

Michael Niemeier hat seine Funktion im BfV in Zeiten einer angespannten 
Sicherheitslage übernommen, denn für alle Extremismusbereiche gilt: sie 
sind auf dem Vormarsch, was nicht zuletzt die steigenden Personenpotenzi-
ale zeigen. Das Internet und soziale Medien begünstigen diese beunruhigen-
de Entwicklung. Eine besonders wachsende Gefahr ist auf dem Gebiet des 
Rechtsextremismus zu verzeichnen. 

Am 16. Mai 2019 trafen sich 
die Bundesvorsitzende Rita 
Berning, der stellvertretende 
Bundesvorsitzende Sascha Tit-
ze und das für Angelegenhei-
ten der Sicherheitsbehörden 
zuständige Bundvorstandsmit-
glied Claudia Heinrichs zu ei-
nem Austausch mit Vizepräsi-
dent Niemeier. 

Michael Niemeier erläuterte 
die Herausforderungen, vor de-
nen das BfV steht. Das Amt un-
ternimmt große Anstrengun-
gen, sich technisch auf der 
Höhe der Zeit zu halten. Für 
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das BfV und nicht zuletzt auch 
für die Sicherheit der Bundesre-
publik ist es sehr wichtig, dass 
das BfV dort präsent ist, wo 
sich die „Kundschaft“ aufhält 
– und das ist gegenwärtig in 
besonderer Weise der virtuelle 
Raum.

Deshalb wünscht sich das BfV 
vom Gesetzgeber insbesondere 
Befugnisse, die es dem Amt er-
lauben, mit rechtsstaatlichen 
Mitteln in der digitalen Welt 
anzukommen und bei der tech-
nischen Entwicklung mithalten 
zu können. Die Kommunikation 
von Extremisten und Terroris-
ten hat sich zunehmend in sozi-
ale Medien oder Messenger-
Dienste verlagert. Wenn dort 
Anschläge geplant werden, 
muss das BfV das „Handwerks-
zeug“ haben, solche Planungen 
mitzubekommen. 

Michael Niemeier betonte 
auch, dass für eine adäquate 
Aufgabenerfüllung durch das 
BfV eine weitere Verbesserung 
der personellen und techni-
schen Ausstattung erforderlich 
ist. Insbesondere für die techni-
sche Weiterentwicklung wer-

den erhebliche Finanzmittel 
 benötigt. In Zeiten knapper 
werdender Haushaltsmittel 
müsse hier viel Überzeugungs-
arbeit geleistet werden.

Rita Berning sagte die Unter-
stützung des vbob für diese An-
liegen gegenüber den Verant-
wortlichen in Politik und 
Verwaltung zu. Sie erläuterte, 
dass der vbob ein besonderes 
Augenmerk auf die Anliegen 
der Beschäftigten der Nachrich-
tendienste legt. Mit der Fach-
gruppe des BfV, der mitglieder-
stärksten innerhalb des vbob, 
und auch einer großen Fach-
gruppe im Bundesnachrichten-
dienst (BND) vertritt der vbob 
besonders viele Beschäftigte 
der Nachrichtendienste. Die Ge-
werkschaft hat sich deshalb in 
den letzten Jahren auch inten-
siv für Verbesserungen für die-
se Beschäftigtengruppe einge-
setzt. Viele dieser Initiativen 
wurden nun im Entwurf zum 
Besoldungsstrukturenmoderni-
sierungsgesetz (BesStMG) ein-
schließlich der Novellierung 
weiterer Verordnungen berück-
sichtigt.

Ein wichtiges Anliegen war die 
Wiedereinführung einer Sicher-
heitszulage für die Anwärterin-
nen und Anwärter der Nach-
richtendienste. Dieses Anliegen 
wurde im Gesetzesentwurf 
nun über den sog. Anwärterer-
höhungsbeitrag in Höhe von 
10 % des Anwärtergrundbe-
trags für Anwärter(innen), die 
eine Sicherheitsüberprüfung 
Ü 3 benötigen, gelöst. Der vbob 
hat sich auch generell für eine 
Erhöhung der Sicherheitszulage 

für die Beschäftigten der Nach-
richtendienste ausgesprochen. 
Der Forderung nach einer ein-
heitlichen Höhe der Sicherheits-
zulage für alle Laufbahngruppen 
und unabhängig vom Beschäf-
tigungsumfang wurde hierbei 
jedoch leider nicht entsprochen.

Berücksichtigt wurden die For-
derungen nach Abschaffung 
von Konkurrenzregelungen in 
verschiedenen Verordnungen, 
sodass künftig eine Vergütung 
von Mehrarbeit und die Zah-
lung der Zulage für Dienst zu 
ungünstigen Zeiten trotz Be-
zugs der Sicherheitszulage 
möglich werden sollen. Eben-
falls hat der Vorschlag zur Aus-
weitung der Erschwerniszulage 
für Beschäftigte in der Informa-
tionsbeschaffung Eingang in 
den Entwurf des Gesetzespa-
kets gefunden.

Keinen Erfolg dagegen hatte 
der vbob mit seiner Forderung 
nach Wiederherstellung der 
 Ruhegehaltfähigkeit der Si-
cherheitszulage. In einigen 
 Bundesländern – Bayern, Nord-
rhein-Westfalen, zuletzt auch 
Sachsen – wurde die Ruhege-
haltfähigkeit wieder einge-
führt. Rita Berning betonte, 
dass der vbob sich in dieser Sa-
che weiter für die Beschäftig-
ten der Nachrichtendienste des 
Bundes einsetzen wird. Michael 
Niemeier sieht dieses Anliegen 
kritisch und im politischen Be-
reich kaum durchsetzbar. Der 
Fokus liege eindeutig auf der 
Erhöhung der Attraktivität der 
aktiven Beschäftigungsverhält-
nisse, um im Wettbewerb um 
qualifiziertes Personal mithal-
ten zu können. 

Für den vbob gehört jedoch 
auch die Ruhegehaltfähigkeit 
der Sicherheitszulage zu den 
attraktivitätssteigernden Ele-
menten, mit der auch in den 
Ruhestand hineinwirkende Ein-
schränkungen ausgeglichen 
werden sollen.

Das Gespräch fand in einer sehr 
offenen, angenehmen und kon-
struktiven Atmosphäre statt. 
Die Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer vereinbarten, den Aus-
tausch fortzusetzen.
 ch

 < Michael Niemeier …

Der Jurist trat 1991 in in das 
Bundesinnenministerium 
(BMI) ein. Von 1993 bis 1999 
bekleidete er Referenten-
stellen in den Abteilungen 
Verfassungsrecht/Staatsor-
ganisationsrecht und Poli-
zeiangelegenheiten. Danach 
nahm er bis Juni 2009 ver-
schiedene Funktionen als 
Referent, Referatsleiter und 
Berater in Paris wahr. Im An-
schluss daran war er bis Juni 
2016 Abteilungsleiter für 
internationale Koordinie-
rung beim Bundeskriminal-
amt (BKA) in Berlin tätig. 
Seine letzte Verwendung 
vor der Ernennung zum Vi-
zepräsidenten des BfV war 
seit 2016 erneut im BMI als 
Leiter des Referates „Inter-
nationale Angelegenheiten“ 
sowie als Beauftragter für 
Nordafrika.

©
 v

bo
b

 < Nach einem gut einstündigen offenen und vertrauensvollen Gespräch  
im dbb forum in Berlin mit Sascha Titze, Claudia Heinrichs, Vizepräsident 
Niemeier und Rita Berning (von links)

 < Pensionärstreffen

Die Pensionäre und Rentner(innen) der Bonner Bundesbehörden 
treffen sich jeden 1. Dienstag im Monat um 14 Uhr im Casino des 
Bundesministeriums des Innern, Graurheindorfer Straße 198, 
53117 Bonn

Der nächste Termin: 3. September

Die Kölner Ruheständler (Fachgruppe 23) des vbob Stammtischs 
treffen sich alle zwei Monate am 1. Dienstag um 16 Uhr im Bier-
haus am Rhein, Frankenwerft 27, 50667 Köln

Der nächste Termin:  6. August

Die in Frankfurt und Umgebung ansässigen Ruheständler treffen 
sich jeden letzten Dienstag im Monat um 16 Uhr in der Weinstube 
im Römer, Römerberg 19, 60311 Frankfurt

Der nächste Termin: 27. August

Die in Berlin und Umgebung ansässigen Ruheständler treffen sich 
am 20. August um 14.30 Uhr im BMI Bundeshaus,  
Bundesallee 216–218, 10719 Berlin.
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Kommentierte Pressestimmen
„In times of change the greatest danger is to act with yesterday’s logic.“  
 Peter Drucker (US-amerikanischer Ökonom, österreichischer Herkunft)

Der „Digitalpakt Schule“, der zu einer besseren 
 digitalen Ausstattung der 40 000 Schulen in der 
Bundesrepublik Deutschland führt, ist (endlich) in 
Kraft. Ermöglicht wurde er durch eine Änderung 
des Grundgesetzes (Art. 104c GG). Künftig ist es 
dem Bund möglich, den Ländern Finanzhilfen zur 
Steigerung der Leistungsfähigkeit der kommuna-
len Bildungsinfrastruktur zu gewähren. Insgesamt 
will der Bund auf diesem Weg fünf Milliarden 
Euro in die Digitalisierung von Schulen investie-
ren. Das ist ein Schritt in die richtige Richtung. 
 Jedoch sind weitere milliardenschwere Investitio-
nen in anderen Bereichen ebenfalls dringlich …

 < Schöne digitale Welt

„5G: Beamtengewerkschaft 
will Milliarden für Verwaltung“, 
so lautet demnach auch die 
Botschaft in Der Tagesspiegel 
Background in der Ausgabe 
vom 19. Juni 2019. Die Förde-
rung digitaler Infrastruktur 
soll breiter gedacht werden, 
wünscht sich darin der dbb be-
amtenbund und tarifunion. 
„Wenn wir in diesen Tagen dis-
kutieren, wohin die zusätz-
lichen 5G-Milliarden fließen, 
dann könnte doch neben der 
Investition in die Digitalisie-
rung von Schulen und Breit-
bandausbau auch zusätzlich 
Geld in die Entwicklung der 
 digitalen Verwaltung gesteckt 
werden“, forderte dbb Chef 
 Ulrich Silberbach bei einem 
Fachforum zur Digitalisierung 
der Verwaltung in Berlin. Bis-
her ist vorgesehen, dass die Er-
löse in ein Sondervermögen 
des Bundes namens „Digitale 
Infrastruktur“ fließen. Mit 70 
Prozent davon soll der Fest-
netz-Breitbandausbau geför-
dert werden, mit 30 Prozent 

sollen besseres Internet und 
neue Technik an Schulen be-
zahlt werden. Analog zum Di-
gitalpakt für Schulen wäre ein 
Digitalpakt für den öffentli-
chen Dienst denkbar, so Silber-
bach. Silberbach weiter: 
 „Warum nicht einen Topf mit 
Fördermitteln zur Verfügung 
stellen, den die Verwaltungen 
und Behörden unterstützend 
für ihren digitalen Transforma-
tionsprozess in Anspruch neh-
men können – zum Beispiel für 
Personalgewinnungsmaßnah-
men oder die nachhaltige Wei-
terbildung der Beschäftigten?“ 
In Anbetracht der Tatsache, 
dass Deutschland auf diesem 
entscheidenden Politikfeld 
nicht vorankomme, sei es kein 
Wunder, wenn die Bevölkerung 
zunehmend das Vertrauen in 
einen handlungsfähigen Staat 
verliere, erklärte der dbb Vor-
sitzende. „Ein digitales Staats-
versagen können wir uns nicht 
erlauben.“ Nicht nur die Bür-
ger, sondern auch die Beschäf-
tigten des öffentlichen Diens-
tes würden sich den Einsatz 
digitaler Technologien, die die 

Arbeit „schneller, effizienter, 
kostengünstiger und transpa-
renter“ machen, wünschen. 

 < Befristete Verträge

Kommen wir zurück auf das 
obige Eingangszitat von Herrn 
Drucker. Der öffentliche Dienst 
altert zunehmend und neue 
Fachkräfte sind schwerer zu 
finden. Dazu bedarf es neuer 
Konzepte! Die vorliegenden 
Pläne der GroKo führen einer-
seits zu Streit und andererseits 
zu neuen bemerkenswerten 
 Allianzen. „Pläne der großen 
Koalition:Streit um befristete 
Arbeitsverträge“ titelt die 
Rheinische Post, Ausgabe vom 
21. Juni 2019. Die Pläne der 
großen Koalition, die Regeln 
für befristete Arbeitsverträge 
zu verschärfen, führt zu einer 
ungewöhnlichen Allianz. Ge-
samtmetall und Deutscher Be-
amtenbund (dbb) diskutierten 
mit Vertretern aus Koalition 
und Opposition über die Sinn-
haftigkeit der Pläne. Laut Koali-
tionsvertrag sollen Arbeitgeber 
mit mehr als 75 Beschäftigten 
künftig nur noch maximal 2,5 
Prozent der Belegschaft ohne 
Sachgrund befristen dürfen. 
Wird die Quote überschritten, 
gilt der Vertrag automatisch 
als unbefristet. Zudem will die 
Koalition die Fristen verschär-
fen: Die Befristung eines Ar-
beitsvertrages ohne Vorliegen 
eines sachlichen Grundes soll 
nur noch für 18 statt 24 Mona-
te zulässig sein. Der Beamten-
bund lehnt die Pläne ab. dbb 
Chef Ulrich Silberbach sagte 
der Zeitung: „Der öffentliche 
Dienst ist Spitzenreiter bei den 
sachgrundlosen Befristungen.“ 
Das sei ein Skandal: „Bevor 
man für die gesamte Bundes-

republik – wie im Koalitions-
vertrag vorgesehen – neue, 
 undurchführbare Befristungs-
regeln erlässt, sollten die öf-
fentlichen Arbeitgeber das 
 eigene Haus in Ordnung brin-
gen.“ Schützenhilfe bekommt 
er von Gesamtmetall-Präsident 
Rainer Dulger. „Die geplante 
Beschränkung der Befristun-
gen geht am eigentlichen Prob-
lem vorbei.“ In der Metall- und 
Elektro-Industrie liege der An-
teil an befristeten Arbeitsver-
hältnissen bei vier Prozent. Im 
staatlichen Hochschul- und 
Wissenschaftsbereich seien es 
mehr als 40, im öffentlichen 
Dienst 9,5 Prozent. Und auch 
bei den NGOs liege der Anteil 
über 15 Prozent. „An den Son-
derprivilegien für den öffentli-
chen Dienst will die Politik aber 
nichts ändern“, kritisierte Dul-
ger. Der Gesamtmetall-Präsi-
dent verteidigte das Instru-
ment: „Wir brauchen befristete 
Verträge. Es gibt immer mehr 
Ansprüche für Arbeitnehmer, 
Auszeiten zu nehmen – zum 
Beispiel, sich um pflegebedürf-
tige Angehörige zu kümmern 
oder um Elternzeit zu neh-
men.“ In diesen Zeiten müsse 
die Arbeit aber trotzdem erle-
digt werden. „Zeitarbeit ist po-
litisch unerwünscht und wurde 
gesetzlich eingeschränkt. 
Wenn der Kündigungsschutz 
so ist, wie er bei uns ist, müs-
sen wir befristet einstellen 
können“, forderte Dulger. 

Laut einer aktuellen Studie des 
Instituts für Arbeitsmarkt und 
Berufsforschung (IAB) ist gera-
de der hohe Anteil der befriste-
ten Arbeitsverträge (8,3 Pro-
zent) ein Zeichen für die robuste 
Verfassung des Arbeitsmark-
tes. Immerhin werde diese 
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nicht nur für die von Dulger ge-
schilderte zeitliche Überbrü-
ckung von Engpässen, sondern 
oft auch als verlängerte Probe-
zeit genutzt. So gaben 36,7 
Prozent der Arbeitgeber an, 
wichtigstes Motiv für die Be-
fristung sei die Überprüfung 
der Eignung von Arbeitskräf-
ten. Als Nachteile für die Be-
schäftigten nennen die Studi-
enautoren erschwerte 
Familienplanung, Gesundheits-
risken und negative Folgen für 
die Kreditwürdigkeit. Aller-
dings überwiegen laut IAB die 
positiven Seiten der Befris-
tung. Denn die Übernahme-
quote hat mit 44,2 Prozent ei-
nen Höchststand erreicht. 

„Ein fester Job, aber immer 
wieder arbeitslos“, so ist hinge-
gen in der Süddeutschen am 

23. Juni 2019 zu lesen. In 
Deutschland haben mehr als 
drei Millionen Menschen einen 
befristeten Arbeitsvertrag, 1,7 
Millionen davon ohne Sach-
grund. Jetzt beginnen nach 
und nach die Ferien, und für 
viele angestellte Lehrer heißt 
dies: Sie werden wieder ar-
beitslos, für sechs Wochen. Da-
nach stellen die Länder sie wie-
der ein. „Ein Unding!“, sagt 
Ulrich Silberbach.

Er stellt exemplarisch den Fall 
einer Justizangestellten dar, 
die elf Jahre mit 13 befristeten 
Verträgen auf derselben Stelle 
blieb. Gut 60 Prozent aller Neu-
einstellungen im öffentlichen 
Dienst sind befristet! Und das 
in einer Situation, in der Behör-
den inzwischen um Personal 
buhlen (Süddeutsche, 22. Juni 

2019). Wie passt das zusam-
men? 

Früher genügte eine Stellenan-
zeige im Staatsanzeiger oder in 
einer Fachzeitschrift, wenn 
Kommunen einen neuen Käm-
merer suchten, eine Geschäfts-
führerin für die Stadtwerke 
oder einen Feuerwehrkom-
mandanten. Heute klappt es 
oft nur mit einem Headhunter. 
Nach Berechnungen des Deut-
schen Beamtenbundes fehlen 
Bund, Ländern und Kommunen 
derzeit etwa 200 000 Beschäf-
tigte. Erzieher und Lehrer sind 
darin eingerechnet. Aber auch 
in Finanz-, Jugend-, Gesund-
heits-, Bau- oder Ordnungsäm-
tern, beim Zoll, in Jobcentren 
und Ausländerbehörden sind 
Tausende Stellen unbesetzt. 
Die Belegschaften sind stark 

überaltert, auch wegen Perso-
naleinsparungen in der Ver-
gangenheit. Wenn die Baby-
boomer- Generation in den 
Ruhestand geht, könnte die 
Zahl der unbesetzten Stellen 
beim Staat auf 700 000 stei-
gen. 

Diesen Wandel und den damit 
verbundenen neuen personel-
len Herausforderungen mit 
dem vorliegenden Entwurf des 
Teilzeit- und Befristungsgeset-
zes und noch mehr Bürokratie 
begegnen zu wollen – berech-
tigte Zweifel sind da wohl 
 angebracht! Wer dringend Per-
sonal sucht, sollte Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern dau-
erhafte berufliche Chancen 
und letztlich damit auch priva-
te Perspektiven für eine Le-
bensplanung bieten!  cm

Verwaltung braucht 
attraktive Arbeitsplätze!
In diesem Punkt waren sich der Vorsitzende der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Ralph Brinkhaus, 
und die Bundesvorsitzende des vbob, Rita  
Berning, bei ihrem Gespräch einig. 

Wie im persönlichen Bereich, 
liegt auch die Attraktivität in-
dividuell im Auge des Betrach-
ters. Im Falle der Bundesverwal-
tung dementsprechend bei den 
heutigen Beschäftigten und 
der Personalbedarf macht es 
deutlich, bei den Beschäftigten 
von morgen und übermorgen. 

Es sind viele einzelne Bausteine 
die zusammengefügt einen 
 attraktiven, zeitgemäßen Ar-
beitgeber Bundesverwaltung 
ergeben. Von Aufstiegsmög-
lichkeiten, Gehältern, über 
 Qualifizierung bis hin zur Wert-
schätzung. 

Bei dem regen Meinungsaus-
tausch im Jakob-Kaiser-Haus 
konnte der Fraktionsvorsitzen-
de der CDU/CSU Bundestags-
fraktion auch auf seine lang-

jährige Erfahrung aus dem Rat 
der Stadt Gütersloh zurückgrei-
fen. Brinkhaus und Berning er-
örterten die einzelnen Punkte 
und jeweiligen Positionen.

Die vbob Bundesvorsitzende 
erläuterte auch in diesem Ge-
spräch die Kritikpunkte zum 
geplanten Besoldungsstruktu-
renmodernisierungsgesetz, 
dem es aus Sicht des vbob an 
zukunftsweisenden Moderni-
sierungselementen und Anrei-
zen für die allgemeine Verwal-
tung fehlt. Einigkeit herrschte 
bei den Gesprächspartnern, 
dass es bei der Attraktivität der 
Bundesverwaltung als Arbeit-
geber noch Entwicklungspo-
tenzial gibt. Die Arbeitszeit, 
 Arbeitsbelastung und Entwick-
lungsmöglichkeiten der Be-
schäftigten müssen dabei noch 

stärker in den Fokus genom-
men werden.

Die Altersstruktur der Bundes-
verwaltung macht deutlich, 
dass die Anstrengungen bei der 
Nachwuchsgewinnung nicht 
nachlassen dürfen. Selbiges gilt 
für die Bereitstellung von 
(Plan-)Stellen für die Behörden, 
stellte die vbob Chefin fest. Ei-
nerseits gelte es Demografie-
vorsorge zu betreiben und auf 
einem schwieriger werdenden 
Arbeitsmarkt bereits heute die 
sachkundigen Beschäftigten 

von morgen einzustellen. Fatal 
wäre es darüber hinaus, wenn 
das Parlament wieder in alte 
Muster verfällt und die Diskre-
panz von Aufgaben und Perso-
nal wieder zunimmt. Noch 
gebe es zahlreiche Behörden, 
deren Personaldecke weiterhin 
zu gering sei.

Der Meinungsaustausch mit 
Abgeordneten des Deutschen 
Bundestages zu den Themen 
der Bundesverwaltung wird 
vonseiten des vbob fortge-
führt.  rb

 < Ralph Brinkhaus, Fraktionsvorsitzender der CDU/CSU-Bundestagsfraktion
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Aus den Fachgruppen

Besuch im Bundesamt für Kartographie und Geodäsie
Das Bundesamt für Kartographie und Geodäsie 
(BKG) ist der zentrale Dienstleister des Bundes für 
topografische Daten, Kartografie und geodätische 
Referenzsysteme. Neben seinem Hauptsitz in 
Frankfurt am Main hat das BKG als zweites Stand-
bein eine Außenstelle in Leipzig und betreibt das 
international hoch angesehene geodätische Ob-
servatorium in Wettzell im Bayerischen Wald. 
Seit 1. April 2019 hat es mit Prof. Dr. Paul Becker 
einen neuen Präsidenten. 

Der guten Tradition zufolge, 
kam daher die Bundesvorsit-
zende des vbob – Gewerk-
schaft Bundesbeschäftigte, 
Rita Berning, am 1. Juli 2019 
zu einem Antrittsbesuch und 
Kennenlerngespräch mit Dr. 
Becker, dem sie zunächst die 
Grüße des Bundesvorstan-
des überbrachte und ihm für 
seine Amtszeit alles Gute 
wünschte. Begleitet wurde 
sie dabei vom langjährigen 
Fachgruppenvorsitzenden 
Jürgen Thiel, der zugleich im 
Vorstand des Hauptperso-
nalrats beim BMI die Inte-
ressen dieser besonderen 
technischen Einrichtung ver-
tritt.

Nach einer kurzen Vorstellung, 
bei der sich Präsident Becker 
auch für die Einbindung des 
vbob in der übrigen „Gewerk-
schaftswelt“ interessierte, 
wurden die aktuellen Themen- 
und Handlungsfelder des BKG 
beleuchtet und ausgiebig erör-
tert. 

Auch die Stellung des BKG im 
Geschäftsbereich des Bundes-
ministeriums des Innern, für 
Bau und Heimat (BMI) wurde 
in diesem Zusammenhang mit 
einbezogen. Für das BKG als 
modernen Dienstleister sei es 
nicht nur im Hinblick auf die 
benötigten Spezialisten essen-
tiell wichtig, mit modernen Ar-

beitsmethoden wie mobilem 
Arbeiten und flexiblen Arbeits-
zeitmodellen die Attraktivität 
des Hauses dokumentieren zu 
können, betonte der Präsident. 
Auch ein Thema wie das Be-
triebliche Gesundheitsma-
nagement spiele hier eine gro-
ße Rolle.

Mit Sorge sieht der Präsident 
die Gewinnung von Fachkräf-
ten insbesondere im Bereich 
der Europäischen Projekte; hier 
seien die Rahmenbedingungen 
für die Gewinnung von Projekt-
mitarbeitern in anderen Län-
dern häufig einfacher. 
 J. Thiel

 < Jürgen Thiel, FG-Vorsitzender, Prof. Dr. Paul Becker, Präsident des BKG,  
und Rita Berning waren sich einig, diesen von Offenheit geprägten frucht-
baren Austausch zum Wohl des Hauses fortzusetzen (von links).
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Versorgungssicherheit für die Beschäftigten  
des Bundesnachrichtendienstes gefordert!
Die Bundesvorsitzende des vbob, Rita Berning, und der Fachgruppen-
vorsitzende der Fachgruppe BND, Ludwig Hofmann, trafen sich zu 
 einem Gespräch mit dem Staatssekretär im Bundeskanzleramt, 
 Johannes Geismann.
In dem intensiven Austausch wurde vor allem der Umgang mit in Krisen-
ländern einsatzgeschädigten zivilen Beschäftigten durch den Bundes-
nachrichtendienst erörtert. Dabei erklärte Staatssekretär Geismann, 
dass aufgrund der Anpassung des BeamtVG für Beamtinnen und Be-
amte eine deutlich gesteigerte Versorgungssicherheit bei derartigen 
Ereignissen erzielt wurde. Es wurde jedoch ebenfalls deutlich, dass für 
Tarifbeschäftigte aus Gründen der sozialversicherungsrechtlichen Zu-
ständigkeiten immer noch keine rechtssichere Versorgung existiert. 
Johannes Geismann sicherte jedoch zu, dass das Kanzleramt im Falle 
eines Einsatzschadens alles unternehmen wird, damit im Rahmen ei-
ner Einzelfallprüfung alle sozialen Härten abgefedert werden können 
und insbesondere die Familienversorgung einsatzgeschädigter Be-
schäftigter des Bundesnachrichtendienstes sichergestellt ist. Zudem 
wies StS Geismann darauf hin, dass dieses Thema im parlamentari-
schen Kontrollgremium des Bundestages bekannt ist und die dortige 
Entwicklung zunächst beobachtet werden soll.
Weiteres Thema war die Anwendung des § 3 Abs. 3 BUKG im Rahmen 
weiterer Umorganisationen und Umstrukturierungen im Bundes-
nachrichtendienst sowie die Ruhegehaltsfähigkeit der Sicherheitszu-
lage für die Beschäftigten der Sicherheitsdienste. Insbesondere letz-
teres Thema wurde durch den vbob ausführlich durch die – auch nach 
dem Ausscheiden aus dem aktiven Berufsleben – weiterhin geltenden 
Einschränkungen der persönlichen Lebensgestaltung begründet.
Letzter Gesprächsinhalt war die Anwendung von Langzeitarbeitszeit-
konten in der Form von Wertguthabenvereinbarungen nach § 7b ff. 
SGB IV im Geschäftsbereich des Bundeskanzleramtes. 
Die beiden Vertreter des vbob bedankten sich bei Johannes Geismann 
für das in vertrauensvoller Atmosphäre stattgefundene Gespräch und 
vereinbarten weiterhin intensiv im Dialog zu bleiben.

 < Im Juni 2019 konnte die Fachgruppe BMZ einen Glückwunsch an ihr 
Mitglied MinDirigin Gisela Hammerschmidt für 25-jährige treue Mit-
gliedschaft im vbob aussprechen und sich nochmals für das langjährige 
aktive Einbringen der vbob Anliegen in verschiedensten Debatten und 
Entwicklungen bedanken. Die Jubiliarin war unter anderem von 1999 
bis 2008 Vorsitzende der Fachgruppe BMZ.
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